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1. Instanz

Aktenzeichen S 186 AS 16646/14
Datum 25.04.2017

2. Instanz

Aktenzeichen L 19 AS 1129/17
Datum 21.01.2021

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der KlÃ¤ger wird der Bescheid des Beklagten vom 22.
Mai 2014 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 18. Juni 2014
aufgehoben und das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 25. April 2017
geÃ¤ndert. Der Beklagte wird verurteilt, den KlÃ¤gern 492,26 Euro zu
zahlen.

Â 

Der Beklagte hat den KlÃ¤gern die notwendigen auÃ�ergerichtlichen
Kosten des erst- und zweitinstanzlichen Verfahrens zu erstatten.

Â 

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand
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Â 

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Ã�bernahme von Betriebs- und Heizkosten fÃ¼r
die Zeit vom 1. Juli 2012 bis 30. Juni 2013 in HÃ¶he von 492,26 Euro.

Â 

Die 1969 geborene KlÃ¤gerin zu 1) und ihr 1997 geborener Sohn, der KlÃ¤ger zu 2),
beziehen von dem Beklagten seit lÃ¤ngerem laufende Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem Sozialgesetzbuch â�� Grundsicherung fÃ¼r
Arbeitsuchende â�� (SGB II). 

Â 

Die KlÃ¤ger bewohnten zunÃ¤chst eine Wohnung in B, A StraÃ�e , fÃ¼r die zuletzt
eine Miete in HÃ¶he von 438,00 Euro monatlich zu zahlen war. Am 9. Juni 2010
teilte der Beklagte auf einen kurz zuvor gestellten Antrag der KlÃ¤ger mit, dass er
dem Umzug der KlÃ¤ger zustimme und zukÃ¼nftig Leistungen fÃ¼r Unterkunft und
Heizung in HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen Aufwendungen erbracht wÃ¼rden, soweit
diese angemessen seien und ein Leistungsanspruch bestehe. Der Mietzins inclusive
Betriebskosten und Kosten fÃ¼r Heizung und Warmwasser solle fÃ¼r zwei Personen
444,00 Euro monatlich nicht Ã¼bersteigen.

Â 

Zum 1. September 2010 mieteten die KlÃ¤ger ihre jetzige Wohnung in der L A ,Â  B.
Diese wird zentral mittels FernwÃ¤rme beheizt, wobei die beheizte
GebÃ¤udeflÃ¤che 1000 qm Ã¼bersteigt und zentral mit Warmwasser versorgt wird.
Die WohnungsgrÃ¶Ã�e betrÃ¤gt 62,68 qm. HierfÃ¼r war zunÃ¤chst eine monatliche
Bruttowarmmiete in HÃ¶he von 510,84 Euro zu zahlen (Grundmiete 344,74 Euro,
Vorauszahlung fÃ¼r Betriebskosten 103,42 Euro und fÃ¼r Heizkosten 62,86 Euro),
ab dem 1. Juni 2013 in HÃ¶he von 527,50 Euro (Grundmiete wie zuvor,
Vorauszahlungen fÃ¼r Betriebskosten monatlich 110,08 Euro, Vorauszahlungen
fÃ¼r Heizkosten monatlich 72,68 Euro).

Â 

Der Beklagte berÃ¼cksichtigte seit dem Umzug bei der Bewilligung von Leistungen
nach dem SGB II einen Bedarf der KlÃ¤ger fÃ¼r Unterkunft und Heizung in HÃ¶he
von monatlich 444,00 Euro. Er Ã¼bernahm Nachzahlungen aus der
Betriebskostenabrechnung vom 10. Mai 2012 in HÃ¶he von 221,00 Euro
(Abrechnungszeitraum 1. Juli 2010 bis 30. Juni 2011) und aus der
Betriebskostenabrechnung vom 6. Mai 2013 in HÃ¶he von 110,14Â Euro
(Abrechnungszeitraum 1. Juli 2011 bis 30. Juni 2012). 

Â 

FÃ¼r den streitigen Leistungszeitraum gewÃ¤hrte der Beklagte den KlÃ¤gern mit
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Bescheid vom 16. Mai 2012 fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Juni 2012 bis 30. November
2012 Bedarfe fÃ¼r Kosten der Unterkunft und Heizung in monatlicher HÃ¶he von
444,00 Euro; ebenso mit Bescheid vom 26. Oktober 2012 fÃ¼r den Zeitraum vom 1.
Dezember 2012 bis 31.Â Mai 2013. 

Â 

Mit Ã�nderungsbescheid vom 21. Mai 2013 teilte der Beklagte der KlÃ¤gerin mit,
dass nach Â§ 22 Abs. 1 SGB II i.Â V.Â m. der Wohnaufwendungsverordnung (WAV)
die Unterkunftskosten fÃ¼r zwei Personen ab dem 1. Juni 2013 auf 486,00 Euro
festgelegt worden seien. Ab dem 1. Juni 2013 berÃ¼cksichtigte der Beklagte
monatliche Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung in dieser HÃ¶he.

Â 

Am 8. Mai 2014 erstellte der Vermieter Ã¼ber die Betriebs- und Heizkosten fÃ¼r
die Zeit vom 1. Juli 2012 bis 30. Juni 2013 eine Betriebskostenabrechnung, daraus
ergab sich fÃ¼r die KlÃ¤ger eine Nachzahlung in HÃ¶he von 492,26 Euro, fÃ¤llig
zum 1. Juli 2014.

Â 

Die KlÃ¤gerin beantragte daraufhin am 21. Mai 2014 die Ã�bernahme der Kosten.

Â 

Der Beklagte lehnte den Antrag ab. Nachzahlungen fÃ¼r ZeitrÃ¤ume, in denen die
Kosten der Wohnung nach DurchfÃ¼hrung des Kostensenkungsverfahrens auf das
angemessene MaÃ� reduziert worden seien, seien nicht zu Ã¼bernehmen. Bei den
KlÃ¤gern seien die Kosten der Unterkunft ab dem 1. September 2010 festgesetzt
worden (Bescheid vom 22. Mai 2014).

Â 

Mit Bescheid vom 4. Juni 2014 und Ã�nderungsbescheid vom 12. Juni 2014
bewilligte der Beklagte den KlÃ¤gern Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhaltes fÃ¼r die Zeit vom 1. Juni bis 30. November 2014 unter
BerÃ¼cksichtigung von Bedarfen fÃ¼r Unterkunft und Heizung in HÃ¶he von
monatlich 518,00 Euro.

Â 

Den gegen den Bescheid vom 22. Mai 2014 eingelegten Widerspruch wies der
Beklagte als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Die KlÃ¤ger seien ohne Zusicherung des
Beklagten in ihre jetzige Wohnung umgezogen. Der Umzug sei zum damaligen
Zeitpunkt nicht zwingend erforderlich gewesen, denn in der bisherigen Wohnung
seien keine beengten WohnverhÃ¤ltnisse gegeben gewesen. Es seien daher
gemÃ¤Ã� Â§ 22 Abs. 1 Satz 2 SGB II nur die Kosten der bisherigen Unterkunft in
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HÃ¶he von 444,00 Euro zu Ã¼bernehmen (Widerspruchsbescheid vom 18. Juni
2014).

Â 

Dagegen haben die KlÃ¤ger am 11. Juli 2014 Klage zum Sozialgericht Berlin
erhoben und zu deren BegrÃ¼ndung vorgetragen, dass der Umzug wegen
MÃ¤ngeln in der alten Wohnung erforderlich gewesen sei. Eine Begrenzung auf
â��angemesseneâ�� Werte setze voraus, dass sie zuvor Kenntnis Ã¼ber die
Angemessenheit von NachzahlungsbetrÃ¤gen gehabt hÃ¤tten oder der Beklagte sie
entsprechend belehrt hÃ¤tte; beides sei nicht der Fall gewesen. Sie seien vielmehr
im guten Glauben gewesen, dass der Beklagte â�� wie bereits nach dem Umzug in
den Jahren zuvor â�� die Betriebskostennachforderung Ã¼bernehmen werde. Bei
Kenntnis der Begrenzung der Nachforderung auf angemessene BetrÃ¤ge hÃ¤tten
sie die MÃ¶glichkeit gehabt, ihr Nutzungsverhalten anzupassen, um
unangemessene Nachzahlungen zu vermeiden. Die Mitteilung des Beklagten vom 9.
Juni 2010 Ã¼ber die Angemessenheitskosten in HÃ¶he von 444,00 Euro fÃ¼r einen
Zwei-Personen-Haushalt habe ihnen keine Kenntnis Ã¼ber die Unangemessenheit
ihrer Unterkunftskosten verschaffen kÃ¶nnen, weil es sich um einen falschen Wert
nach der seinerzeitigen WAV gehandelt habe. 

Â 

Mit Urteil vom 25. April 2017 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen. Zur
BegrÃ¼ndung hat es ausgefÃ¼hrt, dass ein Anspruch auf Ã�bernahme der
Betriebskostennachforderung gemÃ¤Ã� Â§ 22 Abs. 2 Satz 1 SGB II nicht bestehe.
Danach seien Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung in HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen
Aufwendungen anzuerkennen, soweit diese angemessen seien. Dies erfasse auch
einmalige Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung. Soweit eine Nachforderung von
Unterkunfts- und/oder Heizkosten in einer Summe fÃ¤llig werde, gehÃ¶re sie nach
der Rechtsprechung des Bundessozialgericht (BSG, Urteil vom 25. Juni 2015 â�� B
14 AS 40/14 R -, juris, Rdnr. 14) zu dem im FÃ¤lligkeitsmonat aktuellen Bedarf. Die
Ã�bernahme der Kosten scheitere bei den KlÃ¤gern indes daran, dass diese nicht
angemessen seien. Die Angemessenheit einer Betriebs- und
Heizkostennachforderung beurteile sich nicht nach den VerhÃ¤ltnissen im
FÃ¤lligkeitsmonat â�� hier Juli 2014 -, sondern nach den tatsÃ¤chlichen
VerhÃ¤ltnissen des Zeitraumes, dem diese Forderung nach ihrer Entstehung im
tatsÃ¤chlichen Sinne zuzuordnen sei â�� hier also im Zeitraum von Juli 2012 bis Juni
2013. Die Leistungsberechtigten hÃ¤tten nur zu diesem Zeitpunkt ihre Unterkunfts-
und Heizkosten beeinflussen kÃ¶nnen, deshalb kÃ¶nne nur diese
Betrachtungsweise der Schutzfunktion der Regelung von Â§Â 22 Abs. 1 Satz 1 und
Satz 3 SGB II entsprechen. Zwar werde in der Rechtsprechung teilweise die
Angemessenheit der Nebenkostennachforderung bezogen auf das Abrechnungsjahr
insoweit bestimmt, als die vom GrundsicherungstrÃ¤ger in diesem Jahr
berÃ¼cksichtigten Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung ermittelt und sodann den
angemessenen Bedarfen gegenÃ¼bergestellt wÃ¼rden. Verbleibe danach ein
monatlicher Rest, weil der GrundsicherungstrÃ¤ger die angemessenen Kosten der
Unterkunft und Heizung zu niedrig bestimmt habe, sei in HÃ¶he dieser Differenz die
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Nebenkostennachforderung angemessen (vgl. LSG Berlin-Brandenburg, Beschluss
vom 19. September 2013 â�� L 18 AS 1218/12 -, juris, Rdnr. 23 ff). 

Â 

Das Gericht folge diesem Ansatz nicht. Denn er berÃ¼cksichtige nicht, dass Ã¼ber
die Bedarfe in dem Abrechnungszeitraum (hier Juli 2012 bis Juni 2013) bis zur
HÃ¶he der damals monatlich geschuldeten Vorauszahlung durch die
Bewilligungsbescheide entschieden worden sei bzw. diese im Rahmen eines
anderen Rechtsstreits zu Ã¼berprÃ¼fen seien. Bis zur HÃ¶he der Vorauszahlung
gehe es um AnsprÃ¼che aus Â§ 22 Abs. 2 Satz 1 SGB II fÃ¼r die
Abrechnungsmonate, bei denen der Nachforderung hingegen um einen Anspruch
fÃ¼r den FÃ¤lligkeitsmonat. Es seien somit getrennte StreitgegenstÃ¤nde gegeben.
Die Angemessenheit von Nebenkostennachforderungen mÃ¼sse vielmehr im
Einzelfall durch eine klare Trennung zwischen Vorauszahlungs- und
Nachforderungsbedarf einerseits und der Angemessenheit von Betriebs- und
Heizkosten andererseits bestimmt werden. Diese Berechnung erfolge in vier
Schritten. In einem ersten Schritt sei die Nebenkostenabrechnung in Betriebs- und
Heizkosten aufzuteilen. In einem zweiten Schritt mÃ¼sse fÃ¼r die
AngemessenheitsprÃ¼fung verdeutlicht werden, wie sich die im Abrechnungsjahr
verursachten Kosten zusammensetzen. In einem dritten Schritt sei die
Angemessenheitsgrenze zu bestimmen. SchlieÃ�lich sei zu ermitteln, ob oberhalb
der Vorauszahlungsbedarfe, Ã¼ber die der GrundsicherungstrÃ¤ger schon
entschieden habe, noch Raum fÃ¼r weitere angemessene Aufwendungen sei. 

Â 

Nach diesen MaÃ�stÃ¤ben ergebe sich, dass die Nebenkostennachforderung nicht
angemessen sei. Von der Nachforderung in HÃ¶he von 492,26 Euro entfielen 84,76
Euro auf die Betriebs- und 407,52 Euro auf die Heizkosten. Aufgeteilt auf zwÃ¶lf
Monate ergebe sich fÃ¼r Betriebskosten ein monatlicher Betrag in HÃ¶he von 7,07
Euro und fÃ¼r Heizkosten in HÃ¶he von monatlich 33,96 Euro. Angemessen sei im
Abrechnungszeitraum eine Bruttowarmmiete in HÃ¶he von 470,00 Euro bestehend
aus einer Bruttokaltmiete in HÃ¶he von 387,00 Euro sowie angemessenen
Heizkosten in HÃ¶he von (maximal) 83,00 Euro. Diese seien abstrakt zu bestimmen,
da die Wohnaufwendungsverordnung des Landes Berlin rechtswidrig gewesen sei.
Nach Ã�berzeugung des Gerichts sei fÃ¼r einen Zweipersonenhaushalt eine
Bruttokaltmiete von 387,00 Euro abstrakt angemessen. Diese berechne sich aus
dem Produkt der fÃ¼r die HaushaltsgrÃ¶Ã�e hÃ¶chstens angemessenen
WohnungsgrÃ¶Ã�e (= 60 qm) und der angemessenen Bruttokaltmiete in HÃ¶he von
6,47 Euro/qm (Nettokaltmiete 4,91 Euro/qm zuzÃ¼glich Betriebskosten 1,54
Euro/qm). Diese Werte seien anhand des im Abrechnungszeitraum aktuellen
qualifizierten Berliner Mietspiegels des Landes Berlin vom 3. Juni 2011 zu
berechnen. Dabei seien die Kaltmiet- und Betriebskostenwerte jeweils nach dem
VerhÃ¤ltnis der den Wohnungsangaben zugrundeliegenden Wohnungsanzahl zu
dem insgesamt vom Berliner Mietspielgel erfassten Wohnungsbestand zu
gewichten. Die Gewichtung auch der Betriebskosten sei notwendig, da die Anteile
am Wohnungsbestand der einzelnen Mietspiegeltabellen stark voneinander
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abwichen, so dass eine BerÃ¼cksichtigung zum gleichen Anteil nicht mÃ¶glich sei.
Wegen der Einzelheiten der Berechnungsmethode und den Quellenangaben verwies
das Gericht auf die Darstellung von Schifferdecker/Silbermann/Irgang, Einheitliche
Kosten der Unterkunft in Berlin, in: Archiv fÃ¼r Wissenschaft und Praxis der sozialen
Arbeit Nr. 1/2010, 28 â�� 42. 

Â 

ZusÃ¤tzlich seien angemessene Heizkosten zu Ã¼bernehmen. Der Grenzwert
betrage nach der Entscheidung des BSG vom 2. Juli 2009 â�� B 14 AS 36/08 R â��
nach MaÃ�gabe des Bundesdeutschen Heizkostenspiegels 2012 fÃ¼r FernwÃ¤rme
bei einer zu beheizenden GebÃ¤udeflÃ¤che von mehr als 1000 qm maximal 83,00
Euro pro Monat. Danach seien die tatsÃ¤chlichen Vorauszahlungen in HÃ¶he von
62,68 Euro angemessen. Da im Abrechnungszeitraum bereits die geschuldeten
Vorauszahlungen in HÃ¶he von 510,84 Euro die Angemessenheitsgrenze von
470,00 Euro Ã¼berstiegen, sei die Nachforderung unangemessen.

Â 

Die KlÃ¤ger hÃ¤tten auch keinen Anspruch auf Ã�bernahme der
Betriebskostennachforderung aus Â§ 22 Abs. 1 Satz 3 SGB II in der bis zum 31. Juni
2016 geltenden Fassung vom 13. Mai 2011. Danach seien die Aufwendungen fÃ¼r
die Unterkunft und Heizung, soweit sie den der Besonderheit des Einzelfalles
angemessenen Umfang Ã¼berstiegen, als Bedarf solange anzuerkennen, wie es der
oder dem alleinstehenden Leistungsberechtigten oder der Bedarfsgemeinschaft
nicht mÃ¶glich oder nicht zumutbar sei, durch einen Wohnungswechsel, durch
Vermieten oder auf andere Weise die Aufwendungen zu senken, in der Regel jedoch
lÃ¤ngstens fÃ¼r sechs Monate. Diese Vorschrift finde auf die KlÃ¤ger keine
Anwendung, denn sie erfasse nur solche Personen, die bei Eintritt der
HilfebedÃ¼rftigkeit bereits in einer unangemessen teuren Wohnung wohnten bzw.
deren Unterkunftskosten wÃ¤hrend des Leistungsbezuges, etwa durch eine
MieterhÃ¶hung, unangemessen geworden seien. 

Â 

Gegen diese Entscheidung richtet sich die vom Sozialgericht zugelassene Berufung
der KlÃ¤ger vom 1. Juni 2017. Zu deren BegrÃ¼ndung haben sie unter Bezugnahme
auf ihr bisheriges Vorbringen ergÃ¤nzend ausgefÃ¼hrt, dass es nicht ersichtlich sei,
warum die Rechtsprechung des Landessozialgerichts (LSG Berlin-Brandenburg,
Beschluss vom 19. September 2013, Az.: L 18 AS 1218/12) zur Angemessenheit von
Heizkostennachforderungen nicht auch im vorliegenden Fall gelte. 

Â 

Die KlÃ¤ger beantragen,

Â 
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das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 25. April 2017 sowie den Bescheid des
Beklagten vom 22. Mai 2014 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 18. Juni
2014 aufzuheben und den Beklagten zu verurteilen, den KlÃ¤gern die im Zeitraum
vom 1. Juli 2012 bis 30. Juni 2013 angefallene Nebenkostennachzahlung in HÃ¶he
von 492,26 Euro zu erstatten.

Â 

Der Beklagte beantragt seinem schriftsÃ¤tzlichen Vorbringen nach,Â  

Â 

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Er hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend. Eine
Nebenkostennachforderung fÃ¼r eine Unterkunft, bei der die Kosten fÃ¼r
Unterkunft und Heizung auf das zulÃ¤ssige HÃ¶chstmaÃ� festgesetzt worden seien,
sei nicht erstattungsfÃ¤hig, sofern dieser HÃ¶chstwert Ã¼berschritten werde. Bei
einem Umzug in eine unangemessen teure Unterkunft seien nur die angemessenen
Unterkunftskosten zu Ã¼bernehmen. Zudem fehle es â�� im Gegensatz zum Urteil
des BSG vom 3. September 2020 â�� vorliegend an einer vorherigen Zusicherung
des Beklagten zum Umzug der KlÃ¤ger.

Â 

DerÂ SenatÂ hat die Beteiligten mit gerichtlichemÂ SchreibenÂ vom 11. Januar 2021
auf die Entscheidung des BSG vom 3. September 2020 (Az.: B 14 AS 40/19 R)
hingewiesen undÂ die vorlÃ¤ufige rechtliche WÃ¼rdigung
desÂ SenatsÂ dargelegt.Â 

Â 

Wegen des weiteren Vorbringens der Beteiligten im Einzelnen und des Sachverhalts
im Ã�brigen wird Bezug genommen auf die vorbereitenden SchriftsÃ¤tze der
Beteiligten nebst Anlagen sowie die Gerichts- und Verwaltungsakten.

Â 

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â
 Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Der Senat konnte trotz des Nichterscheinens des Beklagten gemÃ¤Ã� Â§Â 153 Abs.
1, Â§Â 110 Abs. 1 Satz 1, Â§Â 126 Sozialgerichtsgesetz (SGG) die mÃ¼ndliche
Verhandlung durchfÃ¼hren und entscheiden (dazu Keller, in: Meyer-
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Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 13. Auflage 2020, Â§Â 126 Rn. 4, Â§Â 111
Rdnr. 6d), weil dieser in der ordnungsgemÃ¤Ã� zugestellten Terminsmitteilung
ausdrÃ¼cklich auf diese MÃ¶glichkeit hingewiesen worden ist (Â§Â 111 Abs. 1
SatzÂ 2 SGG). 

Â 

Die Berufung der KlÃ¤ger, mit der diese mit der statthaften kombinierten
Anfechtungs- und Leistungsklage die Verurteilung des Beklagten zur Erstattung der
im Juli 2014 fÃ¤lligen Nebenkostenforderung fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Juli 2012
bis zum 30. Juni 2013 begehren, ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet. Die streitigen
Betriebs- und Heizkosten in HÃ¶he von 492,26 Euro sind zu erstatten.

Â 

Gegenstand des Rechtstreits sind lediglich die allein geltend gemachten weiteren
Kosten der Unterkunft und Heizung (KdU), weil die KlÃ¤ger in ihrem Antrag den
Streitstoff ausdrÃ¼cklich auf hÃ¶here KdU beschrÃ¤nkt haben (zur ZulÃ¤ssigkeit
einer derartigen BeschrÃ¤nkung siehe schon BSG, Urteil vom 7. November 2006
â�� B 7b AS 8/06 R = SozR 4-4200 Â§Â 22 Nr. 1).

Â 

Die RechtmÃ¤Ã�igkeit des Ablehnungsbescheides misst sich an Â§Â 40 Abs.Â 1
SatzÂ 2 Nr.Â 1 SGB II i.Â V.Â m. Â§Â 330 Abs.Â 3 SatzÂ 1 Sozialgesetzbuch â��
ArbeitsfÃ¶rderung â�� (SGB III) und Â§Â 48 Abs.Â 1 SatzÂ 1 Sozialgesetzbuch â��
Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz â�� (SGB X), weil der Beklagte
bei der Leistungsbewilligung mit Bescheiden vom 16. Mai 2012, 26. Oktober 2012
und 8. Mai 2013 Unterkunftskosten in monatlicher HÃ¶he von 444,00 Euro bzw.
486,00 Euro (ab 1. Juni 2013) fÃ¼r den hier streitigen Zeitraum vom 1. Juli 2012 bis
30. Juni 2013 bewilligt hat und die FÃ¤lligkeit der Nebenkostennachforderung
zeitlich in diesen Bewilligungsabschnitt fÃ¤llt. Ob den KlÃ¤gern entsprechende
weitere KdU zustehen, richtet sich nach Â§Â 48 Abs.Â 1 SGB X. Danach ist ein
Verwaltungsakt aufzuheben, soweit in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen
VerhÃ¤ltnissen, die bei seinem Erlass vorgelegen haben, eine wesentliche
Ã�nderung eintritt. Der Verwaltungsakt soll nach Â§Â 48 Abs.Â 1 SatzÂ 2 SGB X
aufgehoben werden, soweit die Ã�nderung zugunsten des Betroffenen erfolgt.

Â 

1. Mit der Nebenkostennachforderung durch den Vermieter ist eine rechtserhebliche
Ã�nderung der tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse eingetreten. Â§Â 22 Abs.Â 1 SGB II
erfasst nicht nur laufende, sondern auch einmalige KdU (vgl. BSG, Urteil vom 16.
Dezember 2008 â�� B 14/7b AS 58/06 R = SozR 4-4200 Â§Â 22 Nr.Â 16). Soweit
eine Nachforderung in einer Summe fÃ¤llig wird, ist sie als tatsÃ¤chlicher, aktueller
Bedarf im Zeitpunkt ihrer FÃ¤lligkeit zu berÃ¼cksichtigen, nicht aber auf lÃ¤ngere
ZeitrÃ¤ume zu verteilen (vgl. BSG, a.a.O.). Nachzahlungen gehÃ¶ren demzufolge
zum aktuellen Bedarf im FÃ¤lligkeitsmonat â�� hier also im Juli 2014 â�� (vgl. BSG,
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Urteil vom 22. MÃ¤rz 2010 â�� B 4 AS 62/09 R -). Nach der Rechtsprechung des
BSG, die der Senat seiner Entscheidung zugrunde legt, ist nunmehr auch geklÃ¤rt,
dass die FÃ¤lligkeit der Nebenkostenforderung am 1. Juli 2014 nicht dazu fÃ¼hrt,
diesen Bedarf auch materiell diesem Monat zuzuordnen. Vielmehr beurteilt sich die
Rechtslage, also Grund und HÃ¶he des geltend gemachten Anspruchs, allein nach
den tatsÃ¤chlichen und rechtlichen VerhÃ¤ltnissen des Zeitraums, dem die fragliche
Forderung nach ihrer Entstehung im tatsÃ¤chlichen Sinne zuzuordnen ist, mithin
hier den Zeitraum vom 1. Juli 2012 bis zum 30. Juni 2013. FÃ¼r eine derartige
Auslegung spricht schon die Ã�berlegung, dass der Leistungsberechtigte allein in
diesem Zeitraum die Unterkunfts- und Heizungskosten im Sinne seiner Obliegenheit
zur Kostensenkung beeinflussen konnte. Nur eine derartige Deutung des Â§Â 22
Abs.Â 1 SatzÂ 1 und 3 SGB II wird der den Vorschriften innewohnenden
Schutzfunktion gerecht (vgl. BSG, Urteil vom 6. April 2011 â�� B 4 AS 12/10 R =
SozR 4-4200 Â§Â 22 Nr.Â 45).

2. Der Anspruch auf KdU ist dem Grunde und der HÃ¶he nach zu prÃ¼fen (vgl. BSG,
Urteil vom 22. MÃ¤rz 2010 â�� B 4 AS 62/09 R = SozR 4-4200 Â§Â 22 Nr.Â 38). Die
Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung werden im Rahmen der Bewilligung von Alg II
und Sozialgeld in HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen Aufwendungen anerkannt, soweit diese
angemessen sind (Â§Â 22 Abs. 1 SatzÂ 1 SGB II). Die PrÃ¼fung der Angemessenheit
des Bedarfs fÃ¼r die Unterkunft und der des Bedarfs fÃ¼r die Heizung haben
grundsÃ¤tzlich getrennt voneinander zu erfolgenÂ (vgl. nurBSG, Urteil vom 2. Juli
2009 â�� B 14 AS 36/08 RBSGE 104, 41= SozR 4-4200 Â§Â 22 Nr. 23, Rdnr. 18
m.w.N.), unbeschadet der WirtschaftlichkeitsprÃ¼fung bei
KostensenkungsaufforderungenÂ (Â§Â 22 Abs. 1 SatzÂ 4 SGB II)Â und der
zwischenzeitlich eingefÃ¼hrten Gesamtangemessenheitsgrenze nachÂ Â§Â 22 Abs.
10 SGB IIÂ i.Â d.Â F. des Neunten SGB-II-Ã�nderungsgesetzes.

Â 

Zur Bestimmung des anzuerkennenden Bedarfs fÃ¼r die Unterkunft und fÃ¼r die
Heizung ist von den tatsÃ¤chlichen Aufwendungen auszugehenÂ (BSG, Urteil vom
22. September 2009 â�� B 4 AS 8/09 RBSGE 104, 179SozR 4-4200 Â§Â 22 Nr. 24,
Rdnr. 15 ff) Will das Jobcenter nicht die tatsÃ¤chlichen Aufwendungen als Bedarf
anerkennen, weil es sie fÃ¼r unangemessen hoch hÃ¤lt, muss es grundsÃ¤tzlich
ein Kostensenkungsverfahren durchfÃ¼hren und der leistungsberechtigten Person
den der Besonderheit des Einzelfalls angemessenen Umfang der Aufwendungen
mitteilenÂ (zuletztBSG, Urteil vom 30. Januar 2019 â�� B 14 AS 24/18 RBSGE 127,
214) Bei dem gesetzlichen Tatbestandsmerkmal der â��Angemessenheitâ��
inÂ Â§Â 22 Abs. 1 SatzÂ 1 SGBÂ II handelt es sich um einen unbestimmten
RechtsbegriffÂ (st. Rspr.; vgl. zuletztBSG, Urteil vom 30. Januar 2019 â�� B 14 AS
24/18 RBSGE 127, 214= SozR 4-4200 Â§Â 22 Nr. 101, Rdnr. 16), das die
Leistungspflicht des Jobcenters begrenztÂ (vglBSG, Urteil vom 7.Â Mai 2009 â�� B
14 AS 14/08 RÂ â�� SozR 4-4200 Â§Â 22 Nr. 20, RdNr. 26)Gegen die Verwendung
dieses unbestimmten Rechtsbegriffs bestehen keine durchgreifenden Bedenken,
zumal zur Konkretisierung des Tatbestandsmerkmals der Angemessenheit
desÂ Â§Â 22 Abs. 1 SatzÂ 1 SGB IIÂ auch die Regelungen derÂ Â§Â§Â 22aÂ bisÂ 22c
SGB IIÂ zu berÃ¼cksichtigen sindÂ (BVerfG, Beschluss vom 6. Oktober 2017 â�� 1
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BvL 2/151 BvL 5/15Rdnr.17BSG, Urteil vom 12. Dezember 2017 â�� B 4 AS 33/16 R
BSGE 125, 29SozR 4-4200Â§Â 22 Nr. 93, Rdnr. 17 f;BSG, Urteil vom 30. Januar 2019
â�� B 14 AS 24/18 RBSGE 127, 214SozR 4-4200 Â§Â 22 Nr. 101, Rdnr. 17)

a. Die abstrakt angemessene Bruttokaltmiete belief sich im streitigen
Leistungszeitraum vorliegend auf 478,50 Euro monatlich. 

Â 

aa. Wiedas BSG in stÃ¤ndiger Rechtsprechung entschieden hat, hat die Ermittlung
der abstrakt angemessenen Aufwendungen unter Anwendung der Produkttheorie in
einem mehrstufigen Verfahren zu erfolgen: (1) Bestimmung der (abstrakt)
angemessenen WohnungsgrÃ¶Ã�e fÃ¼r die leistungsberechtigte(n) Person(en), (2)
Bestimmung des angemessenen Wohnungsstandards, (3) Ermittlung der
aufzuwendenden Nettokaltmiete fÃ¼r eine nach GrÃ¶Ã�e und Wohnungsstandard
angemessene Wohnung in dem maÃ�geblichen Ã¶rtlichen Vergleichsraum nach
einem schlÃ¼ssigen Konzept, (4) Einbeziehung der angemessenen kalten
BetriebskostenÂ (vgl. zur Produkttheorie grundlegendÂ BSG, Urteil vom 7.
November 2006 â�� B 7b AS 18/06 RBSGE 97, 254= SozR4-4200 Â§Â 22 Nr. 3, Rdnr.
20; zuletztBSG, Urteil vom 30. Januar 2019 â�� B 14 AS 24/18 RBSGE 127, 214=
SozR 4-4200 Â§Â 22 Nr. 101, Rdnr. 20) Zudem ist nach der neueren
hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung zu prÃ¼fen, ob angemessener Wohnraum
tatsÃ¤chlich zur VerfÃ¼gung steht und in hinreichender Zahl auf dem Markt
allgemein zugÃ¤nglich angeboten wird (s. BSG, Urteil vom 3. September 2020 â�� B
14 AS 37/19 R â��, Rdnr. 27f, juris).

Â 

Dass vorliegend angemessener Wohnraum tatsÃ¤chlich zur VerfÃ¼gung stand und
damals in hinreichender Zahl auf dem Markt allgemein zugÃ¤nglich angeboten
wurde, lÃ¤sst sich nicht feststellen. Aus den VerwaltungsvorgÃ¤ngen und dem
Vorbringen der Beteiligten ergeben sich hierzu keinerlei Erkenntnisse. Die auch vom
Senat in der Vergangenheit â�� anhand des sog. Schifferdecker Modells â�� zur
Bestimmung der Angemessenheitswerte herangezogenen Datensammlungen
enthalten keine Aussagen zu der Frage der tatsÃ¤chlichen VerfÃ¼gbarkeit. Aus
anderen Verfahren hat der Senat fÃ¼r den sehr lange zurÃ¼ckliegenden streitigen
Leistungszeitraum 2012/2013 ebenfalls keine belastbaren Erkenntnisse, um eine
VerfÃ¼gbarkeit preiswerteren Wohnraums im Vergleich zu dem konkret in Rede
stehenden Wohnraum auf dem auÃ�erordentlich dynamischen und deshalb nach
Ablauf von so vielen Jahren regelmÃ¤Ã�ig nicht mehr rekonstruierbaren
Wohnungsmarkt von Berlin zu prÃ¼fen, zumal hier nicht nur auf ein einzelnes
Angebot, sondern aus materiell-rechtlichen GrÃ¼nden auf eine hinreichende Anzahl
von Wohnungen sowie (wg. der tatsÃ¤chlichen VerfÃ¼gbarkeit) auf die Zahl der
Nachfragenden in dem entsprechenden Preissegment abgestellt werden muss. Eine
entsprechende UnterstÃ¼tzung zu dieser Frage durch den Beklagten bzw. die
Verwaltung (so ausdrÃ¼cklich BSG, Urteil vom 20. August 2009, Az.: B 14 AS 65/08
R, Rdnr. 21, juris) ist trotz des Hinweisschreibens des Senats vom 11.Â Januar 2021,
das aus Sicht des Senats nunmehr auf die Werte der Wohngeldtabelle
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zurÃ¼ckzugreifen sei, ausgeblieben. Auch aus der mÃ¼ndlichen Verhandlung
haben sich keinerlei AnknÃ¼pfungspunkte fÃ¼r weitere Ermittlungen ergeben, da
eine Mitarbeiterin bzw. ein Mitarbeiter des Beklagten an dieser nicht teilgenommen
hat. Schriftlich sind vom Beklagten irgendwelche anderen ErmittlungsansÃ¤tze,
denen der Senat hÃ¤tte nachgehen kÃ¶nnen, ebenfalls nicht aufgezeigt worden.
Die Erkenntnisse des Beklagten sind jedoch der Ansatzpunkt, um der Frage der
VerfÃ¼gbarkeit von entsprechendem Wohnraum nachgehen zu kÃ¶nnen (BSG,
Urteil vom 20. August 2009, Az.: B 14 AS 65/08 R, Rdnr. 21, juris: â��Logik der
Verteilung der Verantwortungâ��).

Â 

bb. Mangels eines in rechtlich zulÃ¤ssiger Weise bestimmbaren
Angemessenheitswerts sind deshalb die tatsÃ¤chlichen Aufwendungen fÃ¼r die
Unterkunft dem Bedarf fÃ¼r die Unterkunft zugrunde zu legen, jedoch begrenzt
durch die Werte nach dem Wohngeldgesetz (WoGG) plus Zuschlag von 10 Prozent.
Die BetrÃ¤ge ergeben sich aus Â§ 12 des WoGG. Die Tabellenwerte nachÂ Â§Â 12
WoGGÂ zuzÃ¼glich des Sicherheitszuschlags fungieren dabei als
â��Angemessenheitsobergrenzeâ��, die die Finanzierung extrem hoher und per se
unangemessener Mieten verhindert (soÂ BSG, Urteile vom 30. Januar 2019, B 14 AS
24/18 R, Rdnr. 30 und vom 17. Dezember 2009,Â B 4 AS 50/09 R, juris). 

Â 

Die danach abstrakt angemessene Bruttokaltmiete belief sich im streitigen
Leistungszeitraum nach dem WoGG fÃ¼r einen Zwei-Personen-Haushalt auf 478,50
Euro monatlich zuzÃ¼glich eines Sicherheitszuschlages von zehn Prozent (435,00
Euro + 43,50 Euro). 

Â 

b. Hinsichtlich der Heizkosten gilt: Leistungen fÃ¼r die Heizung werden gemÃ¤Ã� 
Â§Â 22 Abs.Â 1 SatzÂ 1 SGB II in HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen Aufwendungen
Ã¼bernommen, soweit diese angemessen sind (vgl. grundlegend hierzu das Urteil
des BSG vom 2. Juli 2009 â�� B 14 AS 36/08 R). Die PrÃ¼fung der Angemessenheit
der Heizkosten ist an den WohnverhÃ¤ltnissen der Hilfesuchenden im jeweiligen
Einzelfall auszurichten. Es ist ein konkret-individueller MaÃ�stab anzulegen. 

Die am Einzelfall orientierte AngemessenheitsprÃ¼fung hat grundsÃ¤tzlich getrennt
von der PrÃ¼fung der Angemessenheit der Unterkunftskosten zu erfolgen (vgl. BSG,
Urteil vom 2. Juli 2009 â�� B 14 AS 36/08 R). 

Â 

Die tatsÃ¤chlichen Heizkosten sind als angemessen anzusehen, sofern nicht
besondere UmstÃ¤nde Anlass zu einer abweichenden Bewertung geben.
Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass die Heizkosten unangemessen hoch sind, kÃ¶nnen
daraus gewonnen werden, dass Richtwerte, die sich aus der Anwendung
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reprÃ¤sentativer kommunaler oder â�� soweit diese fÃ¼r das Gebiet des jeweiligen
TrÃ¤gers fehlen â�� bundesweiter Heizspiegel ergeben, signifikant Ã¼berschritten
werden. Dabei kommen die Werte des (von der co2online gGmbH in Kooperation
mit dem Deutschen Mieterbund und gefÃ¶rdert durch das Bundesministerium fÃ¼r
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit erstellten) â��Bundesweiten
Heizspiegelâ�� in Betracht (so BSG, Urteil vom 2. Juli 2009 â�� B 14 AS 36/08 R),
der beginnend mit dem Jahr 2005 Vergleichswerte fÃ¼r Ã¶l-, erdgas- und
fernwÃ¤rmebeheizte Wohnungen gestaffelt nach der GrÃ¶Ã�e der Wohnanlage
bereithÃ¤lt und der hinsichtlich des Heizenergieverbrauchs zwischen
â��optimalâ��, â��durchschnittlichâ��, â��erhÃ¶htâ�� und â��extrem hochâ��
differenziert (vgl. http://www.heizspiegel.de).

Â 

FÃ¼r die Bestimmung des Richtwertes auf Grund dieses bundesweiten Heizspiegels
sind zunÃ¤chst die Heizungsart und die insgesamt zu beheizende FlÃ¤che des
Hauses zu ermitteln, in dem die betreffende Wohnung gelegen ist. Danach ist ein
Produkt zu bilden aus der fÃ¼r den jeweiligen Haushalt angemessenen
WohnflÃ¤che, die sich wie bei den Unterkunftskosten nach den
AusfÃ¼hrungsbestimmungen der LÃ¤nder zu Â§Â 10 Abs. 1 WoFG bzw. Â§Â 5 Abs. 2
WoBindG a.Â F. richtet, und den Werten, ab denen die Heizkosten pro Quadratmeter
nach dem (bundesweiten oder kommunalen) Heizspiegel fÃ¼r den jeweiligen
HeiztrÃ¤ger als â��extrem erhÃ¶htâ�� (entspricht der oberen Grenze der
erhÃ¶hten Heizkosten) angesehen werden mÃ¼ssen (rechte Spalte des
Heizspiegels).

Â 

Vorliegend bestehen an der Angemessenheit der tatsÃ¤chlichen Heizkosten
keinerlei Zweifel. Denn die so ermittelten Heizkosten der KlÃ¤ger â�� ein
kommunaler Heizspiegel existiert fÃ¼r Berlin nicht â�� liegen unter den oberen
Grenzwerten des bundesweiten Heizspiegels 2013 fÃ¼r das Abrechnungsjahr 2012
bzw. des bundesweiten Heizspiegels 2014 fÃ¼r das Abrechnungsjahr 2013 (vgl. 
BSG, Urteile vom 22. September 2009 â�� B 4 AS 70/08 R, Rdnr. 19 und vom 2. Juli
2009 â�� B 14 AS 36/08 R, Rdnr. 20 ff., juris). Das Produkt (vgl. BSG, Urteile vom
16. April 2013 â�� B 14 AS 28/12 R, Rdnr. 43 und vom 13. April 2011 â�� B 14 AS
106/10 R, Rdnr. 43, juris) aus der angemessenen WohnflÃ¤che von 60 qm und dem
oberen Wert fÃ¼r erhÃ¶hte Heizkosten aus dem bundesweiten Heizspiegel 2013
fÃ¼r FernwÃ¤rme (fÃ¼r eine GebÃ¤udeflÃ¤che von mehr als 1000,00 qm) von
mehr als 18,60 Euro pro qm liegt bei 1.116,00 Euro/Jahr 2012 bzw. 93,00
Euro/Monat (60,00 qm x 18,60 Euro = 1.116,00 Euro : 12 Monate = 93,00
Euro/Monat). FÃ¼r das Jahr 2013 errechnet sich ein Wert von 102,00 Euro (60,00
qm x 20,40 Euro = 1224,00 Euro: 12 Monate = 102,00 Euro pro Monat).

Â 

c. Damit sind die Kosten der Nachforderung in HÃ¶he von 492,26 Euro (41,02 Euro
monatlich) vollstÃ¤ndig zu Ã¼bernehmen. Die Angemessenheitsgrenze des
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monatlichen KdU-Anspruchs wird weder fÃ¼r die im Jahr 2012 (571,50 Euro =
478,50 Euro + 93,00 Euro) noch fÃ¼r die im Jahr 2013 (580,50 Euro = 478,50 Euro
+102,00 Euro) liegenden Monate Ã¼berschritten. Die abstrakt angemessene
Bruttokaltmiete belief sich, wie erlÃ¤utert, im streitigen Leistungszeitraum fÃ¼r
einen Zwei-Personen-Haushalt auf 478,50 Euro monatlich, die (noch)
angemessenen Heizkosten der von den KlÃ¤gern bewohnten Unterkunft, wie
dargestellt, auf 93,00 Euro monatlich im Jahr 2012 und 102,00 Euro monatlich im
Jahr 2013. 

Â 

d. Der Anspruch ist entgegen der Auffassung des Beklagten nicht gemÃ¤Ã� Â§Â 22
Abs.Â 1 SatzÂ 2 SGB II auf die Aufwendungen fÃ¼r die bisherige Wohnung in HÃ¶he
von 444,00 Euro begrenzt. Nach dieser Norm wird nur der bisherige Bedarf
anerkannt, wenn sich nach einem nicht erforderlichen Umzug die Aufwendungen
fÃ¼r Unterkunft und Heizung erhÃ¶hen. UnabhÃ¤ngig von der hier streitigen Frage
nach der Erforderlichkeit des Umzugs der KlÃ¤ger ist die Deckelung im Sinne von 
Â§Â 22 Abs.Â 1 SatzÂ 2 SGB II dann ausgeschlossen, wenn, wie hier, fÃ¼r den
Ã¶rtlichen Vergleichsraum keine zutreffenden abstrakten Angemessenheitsgrenzen
bestehen (vgl. BSG, Urteil vom 17. Februar 2016 â�� B 4 AS 12/15 R â��, Rdnr. 18,
juris). 

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â 193 SGG. 

Â 

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor; die Voraussetzungen
desÂ Â§Â 160 Abs.Â 2 SGGÂ sind nicht erfÃ¼llt. Bei der PrÃ¼fung, ob RechtssÃ¤tze
divergieren, ist auf die aktuelle hÃ¶chstrichterliche Rechtsprechung abzustellen.
Der Senat hat, wie dargelegt, auf dieser Grundlage entschieden. Der Umstand, dass
andere Tatgerichte in der Vergangenheit zu einer anderen Bewertung gelangt sind,
begrÃ¼ndet nach der nunmehr vorliegenden hÃ¶chstrichterlichen Entscheidung
keinenÂ Revisionszulassungsgrund mehr. 

Erstellt am: 17.05.2022

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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